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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 (3,20) EG 4/05
Datum 12.12.2007

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 EG 9/08
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Erziehungsgeld fÃ¼r die am 00.00.2003 geborene
Tochter F der KlÃ¤gerin.

Die 1983 im damaligen Jugoslawien geborene KlÃ¤gerin lebt seit 1991 in
Deutschland. Nach erfolglosem Abschluss ihres Asylverfahrens wurde ihr von der
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde eine Duldung erteilt.

Am 21.01.2005 beantragte die KlÃ¤gerin beim Versorgungsamt DÃ¼sseldorf die
GewÃ¤hrung von Erziehungsgeld fÃ¼r die Erziehung ihrer am 06.11.2003
geborenen Tochter F. Sie gab an, seit dem 16. Lebensjahr Ã¼ber eine Duldung zu
verfÃ¼gen. Die derzeitige Duldung sei befristet bis zum 16.05.2005. Mit Bescheid
vom 21.04.2005 lehnte das Versorgungsamt die GewÃ¤hrung von Erziehungsgeld
ab, da die KlÃ¤gerin als AuslÃ¤nderin, die nicht StaatsangehÃ¶rige eines
Mitgliedsstaates der europÃ¤ischen Union oder eines der Vertragsstaaten des
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europÃ¤ischen Wirtschaftsraumes sei, nicht Ã¼ber den dafÃ¼r erforderlichen
Aufenthaltstitel verfÃ¼ge. Sie sei weder im Besitz einer Niederlassungserlaubnis
noch einer Aufenthaltserlaubnis.

Den Widerspruch der KlÃ¤gerin gegen diesen Bescheid, den sie damit
begrÃ¼ndete, dass die AnknÃ¼pfung der GewÃ¤hrung von Erziehungsgeld an
einen Aufenthaltstitel verfassungswidrig sei, wies das Landesversorgungsamt mit
Widerspruchsbescheid vom 07.06.2005 zurÃ¼ck.

Dagegen wendet sich die KlÃ¤gerin mit der am 08.07.2005 erhobenen Klage. Mit
dieser macht sie geltend, ihr Ausschluss von Erziehungsgeld verstoÃ�e gegen Art. 3
des Grundgesetzes.

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich,

das beklagte Land unter Aufhebung des Bescheides vom 21.04.2005 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 07.06.2005 zu verurteilen, ihr Erziehungsgeld
fÃ¼r die Erziehung ihrer Tochter F zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich,

die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin als AuslÃ¤nderin erfÃ¼lle die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung von Erziehungsgeld nicht. Auch die gesetzliche Neuregelung vom
18.12.2006 begrÃ¼nde keinen Anspruch der KlÃ¤gerin, da sie die Vorausetzungen
des Â§ 1 Abs. 6 in der am 19.12.2006 geltenden Fassung nicht erfÃ¼lle.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsakte des Beklagten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin ist durch den angefochtenen Bescheid des Beklagten vom 21.04.2005
in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 07.06.2005 nicht im Sinne des Â§
54 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG â�� beschwert, denn dieser Bescheid
ist rechtmÃ¤Ã�ig.

Der Beklagte hat mit dem angefochtenen Bescheid zu Recht die GewÃ¤hrung von
Erziehungsgeld an die KlÃ¤gerin abgelehnt. Die KlÃ¤gerin hat weder nach der im
Jahr 2005 geltenden Fassung des Bundeserziehungsgeldgesetzes noch nach der ab
dem 01.01.2007 geltenden Fassung Anspruch auf Erziehungsgeld, da sie Ã¼ber den
erforderlichen Aufenthaltstitel in mÃ¶glichen Anspruchszeitraum nicht verfÃ¼gte.

GemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 6 Bundeserziehungsgeldgesetz (BErzGG) in der im Jahr 2005
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geltenden Fassung ist Voraussetzung fÃ¼r den Anspruch eines AuslÃ¤nders, der
nicht StaatsangehÃ¶riger eines Mitgliedsstaates der europÃ¤ischen Union oder
eines der Vertragsstaaten des europÃ¤ischen Wirtschaftsraumes ist, dass er im
Besitz einer Niederlassungserlaubnis, einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der
ErwerbstÃ¤tigkeit oder einer Aufenthaltserlaubnis nach Â§ 25 Abs. 1 und 2, den 
Â§Â§ 31, 37, 38 des Aufenthaltsgesetzes oder einer Aufenthaltserlaubnis zum
Zwecke des Familiennachzuges zum einem deutschen oder zu einer von den
Nummern 1 bis 3 erfassten Personen ist. Die KlÃ¤gerin verfÃ¼gte im
maÃ�geblichen Zeitraum nicht Ã¼ber eine Aufenthaltserlaubnis sondern lediglich
Ã¼ber eine Duldung gem. Â§ 60 des Aufenthaltsgesetzes. Die Duldung ist kein
Aufenthaltstitel im Sinne des Â§ 1 Abs. 6 BerzGG.

Ein Anspruch der KlÃ¤gerin ergibt sich auch nicht aufgrund der gesetzlichen
Neuregelung zum 01.01.2007. GemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs. 3 in Verbindung mit Â§ 1 Abs. 6
BErzGG in der am 19.12.2006 geltenden Fassung ist zwar der Kreis der
nichtfreizÃ¼gigkeitsberechtigten AuslÃ¤nder die Anspruch auf Erziehungsgeld
haben erweitert worden. Voraussetzung ist jedoch auch nach der Neufassung der
Besitz einer Niederlassungserlaubnis oder einer Aufenthaltserlaubnis, die zur
AusÃ¼bung einer ErwerbstÃ¤tigkeit berechtigt. Diese Voraussetzungen erfÃ¼llt die
KlÃ¤gerin nicht, da ihr keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde.

Die Kammer hat auch keine durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken
gegen die gesetzliche Regelung. Ein VerstoÃ� gegen Art. 3 des Grundgesetzes liegt
nach Auffassung des Gerichtes nicht vor, da der Gesetzgeber im Rahmen des ihm
zustehenden gesetzgeberischen Gestaltungsspielraumes eine sachgerechte
Differenzierung nach den jeweiligen Aufenthaltstiteln, deren Zweck sowie der
AusÃ¼bung einer ErwerbstÃ¤tigkeit vor bzw. wÃ¤hrend des Bezuges von
Erziehungsgeld getroffen hat.

Die Klage war daher abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 01.02.2008

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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